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Vorwort 

Den Anstoß für die vorliegende Arbeit, die im August 2012 als Dissertati-
on von der Universität Bayreuth angenommen wurde, bildete eine Idee von 
Prof. Dr. Peter Zweifel. Es sollte die bereits in anderen Disziplinen wie 
u. a. der Umweltökonomie, Transportökonomie oder der Gesundheitsöko-
nomie weit verbreitete und anerkannte Discrete-Choice-Methodik erstmals 
zur Messung von Präferenzen für Umverteilung verwendet werden. Gerade 
in der Finanzwissenschaft sind diese Ansätze zweckmäßig, um politische 
Maßnahmen mit einem besseren Verständnis der Präferenzen der Bürger 
anzugehen und umzusetzen. 

Mein späterer Doktorvater, Prof. Dr. Volker Ulrich, gab mir bereits in 
der Endphase meiner Diplomarbeit die Möglichkeit, bei der (erfolgreichen) 
Antragsstellung zu diesem Projekt mitzuwirken. Auch im weiteren Verlauf 
des Projektes und meiner wissenschaftlichen Tätigkeit an seinem Lehrstuhl 
konnte ich mir jeglicher sachlicher wie fachlicher Unterstützung sicher 
sein und erhielt gleichermaßen den Freiraum, eigene Ideen umzusetzen. 
Daneben war es gerade das äußerst angenehme Arbeitsklima und gute per-
sönliche Verhältnis am Lehrstuhl, für das ich Prof. Dr. Volker Ulrich herz-
lichst danke. Ebenso gebührt mein Dank Prof. Dr. Peter Zweifel, der sich 
bereit erklärt hat, das Zweitgutachten für diese Arbeit zu erstellen, und 
Prof. Dr. Martin Leschke für die Übernahme des Prüfungsvorsitzes. 

Die vorliegende Arbeit geht aus einem internationalen Forschungspro-
jekt hervor, das für Deutschland von der Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG) gefördert wurde/wird (UL 163/4-2). An dieser Stelle möchte 
ich den drei anonymen Gutachtern sowie der DFG für ihr Vertrauen dan-
ken, das sie diesem Projekt entgegengebracht haben und das sie mit ihrer 
finanziellen Unterstützung erst ermöglichten. Auch unseren Kooperations-
partnern in der Schweiz, Prof. Dr. Peter Zweifel und Dr. Ilja Neustadt, 
möchte ich für Ihre großartige Unterstützung und kritische Diskussionen 
während der gesamten Projektphase danken. 

Um schließlich am Ende eine große Bevölkerungsumfrage und ein Ex-
periment durchführen zu können, bedarf es einer gründlichen Vorberei-
tung, bei der mir insbesondere Andreas Schmid, der aufgrund des gemein-
sam geteilten Büros ein ständig greifbarer Ansprechpartner war, und Mar-
tina Wagner eine große Unterstützung und Hilfe waren, die mit intensiven 
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Diskussionen und kritischen Anmerkungen erst zum Erfolg dieses Projek-
tes beitrugen. In diesem Zusammenhang sind auch die Teilnehmer diverser 
vorbereitender Pretests sowie der Hauptbefragung zu nennen, die bereit 
waren, sich unseren Fragen zu stellen. 

Während der gesamten Projektphase und meiner Zeit als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter waren es auch der fachliche Austausch mit Kollegen so-
wie die Diskussionen im Rahmen des Brown-Bag Seminars der Universität 
Bayreuth, die inhaltlichen Input zu dieser Arbeit lieferten. 

Die Arbeit, wie sie nun vorliegt, hat stark vom unermüdlichen und en-
gagierten Einsatz fleißiger Korrekturleser profitiert, denen ich zu besonde-
rem Dank verpflichtet bin. Hierzu zählen Dr. Andreas Schmid, Lisa Bi-
schoff, PD Dr. Udo Schneider, Christina Paulus, Martina Wagner, Alexan-
der Erler und Matthias Kollenda. 

Nach nun fast drei Jahren liegt diese Arbeit als Publikation vor. In die-
sem Kontext möchte ich auch den Herausgebern Prof. Dr. Dr. h.c. mult. 
Hans-Werner Sinn und Prof. Dr. Clemens Fuest für die Aufnahme der Ar-
beit in die Reihe Beiträge zur Finanzwissenschaft danken. 

Viele Menschen haben mich während meiner Dissertationszeit begleitet 
und so dazu beigetragen, dass ich diese Zeit hier in Bayreuth sehr genossen 
habe und niemals missen möchte. Dazu zählen meine Kollegen am Lehr-
stuhl, namentlich Andreas Schmid, Christian Maier und Marita Hanke so-
wie die Ehemaligen Udo und Brit Schneider, die mit ausgedehnten Diskus-
sionen über die aktuelle Tabellensituation der Bundesliga bzw. die neues-
ten technischen Produkte zu einem sehr angenehmen Arbeitsklima beige-
tragen haben und die auch jederzeit fachlich mit Rat und Tat zur Seite 
standen. Ich möchte auch meinem Freundeskreis sowohl aus Schul- als 
auch Studienzeiten, der mir stets den nötigen Rückhalt, Motivation und 
Ablenkung vom Arbeitsalltag bot, meinen ganz besonderen Dank ausspre-
chen. Schließlich gebührt auch meinen aktuellen wie Ehemaligen Kollegen 
aus der „Baracke“ und den Mitspielern des VWLer Fußballs ein Danke-
schön für eine wunderbare Zeit mit viel Abwechslung. 

Ein besonders herzliches Dankeschön gilt denjenigen Menschen, die mir 
am nächsten stehen. Meinen Eltern danke ich für ihre immerwährende Un-
terstützung auf meinem bisherigen Lebensweg sowie ihr mir entgegenge-
brachtes Vertrauen, auf das ich immer zählen konnte. Auch meiner Freun-
din Lisa, die mich seit Beginn meines Studiums begleitet hat, danke ich 
von Herzen für ihre Kraft und Verständnis sowie dafür, dass sie mir ge-
zeigt hat, dass es ein Leben neben der Dissertation gibt. Ihnen ist diese 
Arbeit gewidmet. 

  Christian Pfarr 
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Kapitel 1  

1 Einführung und Problemstellung 

1.1 Ökonomische Aspekte der Umverteilung 

Das Thema der Einkommensungleichheit wird in der politischen und ge-
sellschaftlichen Debatte in Deutschland regelmäßig diskutiert. In diesem 
Zusammenhang wird immer wieder von einer Auflösung der Mittelschicht 
bzw. der viel zitierten Schere zwischen Arm und Reich gesprochen (siehe 
hierzu bspw. Rudzio 2011 und Storbeck 2011), die sich in den vergange-
nen Jahren weiter geöffnet haben soll. Bei derartigen Diskussionen steht 
insbesondere die wahrgenommene Verteilung bzw. die Wahrnehmung der 
Einkommensentwicklung im Vordergrund (vgl. Sopp 2005, S. 255). Diese 
subjektiven Wahrnehmungen prägen in der Regel die Einstellung der Bür-
ger zu sozialpolitischen Reformen. Zudem kann die individuell als unge-
recht angesehene Einkommensverteilung Einfluss auf die persönliche Ar-
beitspartizipation haben, indem die empfundene Ungleichheit die individu-
elle Bereitschaft, hart zu arbeiten oder sich überhaupt am Arbeitsmarkt zu 
engagieren, reduziert. Alleine aus der subjektiven Wahrnehmung können 
sich somit gesellschaftliche Konsequenzen ergeben, die sich bspw. auch 
auf die Wahlbeteiligung auswirken können (vgl. Liebig et al. 2010 und die 
darin zitierte Literatur). Verschiedene wissenschaftliche Untersuchungen 
zeigen, dass die Deutschen in den letzten Jahren eine deutliche Zunahme 
der Ungleichheit respektive der Ungerechtigkeit wahrnehmen (vgl. exemp-
larisch Kuhn 2012 und Faik und Becker 2009). So gaben im Jahr 2009 
31 % der erwerbstätig Beschäftigten in Deutschland an, ihr persönliches 
Einkommen als ungerecht zu empfinden. Die Ergebnisse implizieren au-
ßerdem eine Abhängigkeit der subjektiven Wahrnehmungen von der eige-
nen Einkommensposition: Die individuell empfundene Ungerechtigkeit ist 
umso größer, je geringer das individuelle Einkommen ist (vgl. Liebig et al. 
2010).  

Diese subjektiv wahrgenommene Einkommensungleichheit ist jedoch 
nur eine Seite der Medaille. Um eine Einschätzung über das tatsächliche 
Ausmaß der Einkommensungleichheit in Deutschland geben zu können, 
müssen objektive Kriterien oder Indikatoren zur Beurteilung herangezogen 
werden, anhand derer geprüft werden kann, ob sie die subjektiven Wahr-
nehmungen bestätigen. 
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1.1.1 Einkommensverteilung 

Für eine Betrachtung der Einkommensverteilung existieren zwei Konzepte: 
Zum einen kann dies über die funktionale Verteilung erfolgen. Zum ande-
ren lässt sich im Rahmen der personellen Verteilung differenzieren, wie 
sich die Einkommen auf die Individuen bzw. Haushalte verteilen.  

Die funktionale Verteilung gibt Auskunft über die Aufteilung der im 
Wirtschaftsprozess entstandenen Einkommen auf die Produktionsfaktoren 
Arbeit (Bruttolohnquote) und Kapital (Gewinnquote). Die tatsächliche 
Bruttolohnquote reflektiert dabei den prozentualen Anteil der Bruttoein-
kommen (inklusive des Arbeitgeberanteils zur Sozialversicherung) am ge-
samten Volkseinkommen. Zum Zwecke der Vergleichbarkeit über die Zeit 
wird auf das erweiterte Konstrukt der strukturbereinigten Bruttolohnquote 
abgestellt, die den Anteil der abhängig Beschäftigten an den Erwerbstäti-
gen insgesamt über den interessierenden Zeitraum konstant hält (vgl. 
Boeckh et al. 2011, S. 265). Die strukturbereinigte Bruttolohnquote im 
Jahr 1960 betrug 65 %. Dies bedeutet, dass der Anteil der Bruttolohnein-
kommen am gesamten Volkseinkommen 65 % betrug, der Anteil der Ge-
winneinkommen lediglich 35 %. Bis zum Jahr 1991 stieg die Brutto-
lohnquote auf 71 % an, bis zum Jahr 2000 auf 72,9 %. Seit dem Jahr 2000 
kam es allerdings zu einem Rückgang auf ca. 67 % im Jahr 2009 (vgl. 
Schäfer 2010, S. 637). Die von abhängig Beschäftigten erwirtschafteten 
Bruttoeinkommen machen derzeit immer noch mehr als zwei Drittel des 
Volkseinkommens aus. Die funktionale Einkommensverteilung gibt jedoch 
keinen Aufschluss über die interpersonelle Verteilung der Einkommen. 
Insbesondere lassen sich aus der funktionalen Verteilung keine Aussagen 
über eine zunehmende Ungleichheitsverteilung ableiten, da diese lediglich 
als allgemeines Maß der Verteilung der Einkommen zwischen den einzel-
nen Produktionsfaktoren dient.  

Im Rahmen der personellen Verteilung werden in erster Linie die 
Markt- und Nettoeinkommen der Haushalte betrachtet.1 Die Marktein-
kommen der Haushalte2 dienen als erster Indikator der durch den Wirt-
schaftsprozess hervorgerufenen Einkommensverteilung. Berücksichtigt 
man die umverteilenden Effekte des staatlichen Steuer- und Transfersys-

                                                 
1 Abhängig von der Abgrenzung der Einkommen nach Einkommensart und Periode 

unterscheiden sich die Ergebnisse zur Einkommensverteilung (vgl. Brümmerhoff 2007, 
S. 257). 

2 Die Markteinkommen setzen sich aus den Einkünften aus abhängiger Beschäftigung, 
Vermögens- und Kapitaleinkünften, Immobilienbesitz und privaten Transfers zusammen. 
Zusätzlich werden bezogene private Renten und der Mietwert selbstgenutzter Immobilien 
berücksichtigt (vgl. SVR 2011a, S. 336). 
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tems, gelangt man zum Haushaltsnettoeinkommen3. Um eine Vergleich-
barkeit der Haushalte zur erreichen und Skaleneffekte einer gemeinsamen 
Haushaltsführung zur erfassen, wird eine Äquivalenzgewichtung der Ein-
kommen gemäß der modifizierten OECD-Skala4 vorgenommen. Das so 
ermittelte Marktäquivalenzeinkommen und das äquivalenzgewichtete 
Haushaltsnettoeinkommen geben demzufolge die Einkommensposition 
eines Haushalts wider (vgl. SVR 2011a, S. 336). Die Entwicklung der rea-
len Marktäquivalenzeinkommen und äquivalenzgewichteten Haushaltsnet-
toeinkommen seit dem Jahr 1991 bis zum Jahr 2009 ist in der oberen Hälf-
te von Tabelle 1.1 dargestellt. 

Tabelle 1.1: Einkommensungleichheit in Deutschland 

 1991 1999 2005 2007 2009 
Marktäquivalenzeinkommen1) 

Real (Mittelwert) 21.052 € 22.647 € 21.577 € 22.111 € 22.482 € 
� zur Vorperiode  7,6 % -4,7 % 2,5 % 1,7 % 

Real (Median) 19.094 € 19.799 € 17.616 € 18.094 € 18.510 € 
� zur Vorperiode  3,7 % -11,0 % 2,7 % 2,3 % 

Haushaltsnettoeinkommen (äquivalenzgewichtet)1) 
Real (Mittelwert) 18.671 € 20.247 € 20.272 € 20.449 € 20.706 € 
� zur Vorperiode  8,4 % 0,1 % 0,9 % 1,3 % 

Real (Median) 16.864 € 17.999 € 17.707 € 17.739 € 18.126 € 
� zur Vorperiode  6,7 % -1,6 % 0,2 % 2,2 % 

      

GiniMarktäquivalenzeinkommen 0,411 0,448 0,493 0,488 0,486 
GiniHaushaltsnettoeinkommen 0,247 0,25 0,289 0,289 0,289 
Gini-Reduzierung 
durch Umverteilung2) -39,9 % -44,2 % -41,4 % -40,8 % -40,5 % 
1) In Preisen des Jahres 2005. 2) Eigene Berechnung. 

Quelle: SVR (2011a, S. 338); eigene Darstellung. 

                                                 
3 Um zu dem Haushaltsnettoeinkommen zu gelangen, werden zum Markteinkommen 

der Haushalte Rentenzahlungen der Gesetzlichen Rentenversicherung, Pensionen und 
staatliche Transfers hinzuaddiert. Von diesem Betrag wird die Summe der geleisteten 
Einkommensteuer sowie der Beiträge zur Sozialversicherung subtrahiert (vgl. SVR 
2011a, S. 336). 

4 Im Rahmen der modifizierten OECD-Äquivalenzgewichtung wird dem Haushalts-
vorstand der Faktor eins zugeschrieben. Jedes weitere Haushaltsmitglied (älter als 15 
Jahre) wird mit dem Faktor 0,5 berücksichtigt. Haushaltsmitglieder, die jünger als 15 
Jahre sind, gehen mit dem Faktor 0,3 in die Berechnung ein. Das aggregierte Haushalts-
einkommen wird schließlich durch die Summe der auf diese Weise ermittelten Faktoren 
dividiert (vgl. SVR 2011a, S. 336). 
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Ein Vergleich der Entwicklung der realen durchschnittlichen Marktäquiva-
lenzeinkommen mit dem Median der Marktäquivalenzeinkommen zeigt 
eine rechtsschiefe Verteilung der Einkommen. Während die realen Markt-
einkommen vom Jahr 1991 bis zum Jahr 2009 insgesamt um 6,8 % gestie-
gen sind, hat sich der Median im selben Zeitraum um ca. 3,1 % reduziert. 
Diese Entwicklung ist gleichbedeutend mit einer Erhöhung des Anteils 
niedriger Einkommen in der Bevölkerung. Dementsprechend kann von 
einer zunehmend schiefen Verteilung der Markteinkommen gesprochen 
werden, die sich insbesondere seit dem Jahr 1999 verfestigt hat.   

Eine ähnliche Entwicklung offenbart die Betrachtung der äquivalenz-
gewichteten realen Haushaltsnettoeinkommen. Sowohl der Durchschnitt 
als auch der Median der Haushaltsnettoeinkommen stiegen von 1991 bis 
zum Jahr 2009 deutlich an (um 10,9 % und um 7,5 %). Auch hier ist eine 
gewisse Rechtsschiefe innerhalb der Verteilung der Haushaltsnettoein-
kommen zu erkennen. 

Für eine umfassendere Untersuchung der Einkommensungleichheit in 
Deutschland wird im Weiteren der Gini-Koeffizient5 betrachtet. Je stärker 
sich der Gini-Koeffizient der oberen Grenze von eins annähert, desto un-
gleicher ist die Verteilung der Einkommen. Im unteren Teil von  
Tabelle 1.1 ist die Entwicklung des Gini-Koeffizienten der Markteinkom-
men sowie der Haushaltsnettoeinkommen abgebildet. Der Gini-Koeffizient 
der Markteinkommen stieg ausgehend von einem Wert von 0,411 im Jahr 
1991 auf 0,486 im Jahr 2009. Betrachtet man die Haushaltsnettoeinkom-
men, zeigt der Gini-Koeffizient eine geringere Ungleichheit der Einkom-
men nach der staatlichen Umverteilung. Die Einkommensungleichheit wird 
durch staatliche Transfers und Steuern entsprechend reduziert. Insgesamt 
stieg der Anteil der durch Umverteilung reduzierten Ungleichheit von ca. 
40 % im Jahr 1991 auf ca. 44 % im Jahr 1999. Jedoch ging dieser Prozent-
satz bis zum Jahr 2009 auf das Ursprungsniveau von ca. 40 % zurück. Ne-
ben der Zunahme der Ungleichheit der Markteinkommen könnten auch die 
durch die Reformen der Agenda 2010 ausgelösten Kürzungen im Sozial-
staat dazu beigetragen haben.   
Die Entwicklung der Ungleichheit der Markteinkommen sowie die durch 
Umverteilung reduzierte Ungleichheit der Haushaltsnettoeinkommen wird 
durch eine breite empirische Evidenz bestätigt (siehe exemplarisch Fuchs-

                                                 
5 Das Konzept des Gini-Koeffizienten beruht auf der Lorenzkurve. Dabei wird „(…) 

jedem Anteil von Einkommensbeziehern, die zuvor nach ihrer Einkommenshöhe geord-
net wurden, de[r] auf ihn entfallend[e] Anteil am Gesamteinkommen zu[ge]ordnet“ (SVR 
2009, S. 312). Für eine theoretische Darstellung der Konzepte der Lorenzkurve und des 
Gini-Koeffizienten siehe auch Breyer und Buchholz (2009, S. 14–23). Der Gini-
Koeffizient bewegt sich in der Regel im Intervall null bis eins. 
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Schündeln et al. 2010, Goebel und Krause 2007, OECD 2008 und OECD 
2011a, 2011c). Neben des zunehmenden Auseinanderdriftens der Ein-
kommen als Ursache der Ungleichheit nennen Peichl et al. (2011) einen 
weiteren Faktor, der die Entwicklung maßgeblich mitbestimmt. Demnach 
führt die Veränderung der Haushaltsstruktur in den letzten Jahren hin zu 
mehr Ein- und Zwei-Personen Haushalten zu einem Anstieg des Anteils 
niedriger äquivalenzgewichteter Markteinkommen.6 Der Beitrag dieser 
Entwicklung zu der gesamten Zunahme der Einkommensungleichheit der 
Markteinkommen beläuft sich gemäß ihrer Studie auf ca. 61 %. Folglich 
kann ein Großteil der Zunahme der Einkommensungleichheit in Deutsch-
land durch rein mathematische bzw. statistische Effekte begründet werden, 
die ihren Ursprung in der Abbildung der sich ändernden Haushaltsstruktur 
in der Äquivalenzgewichtung haben. Im Gegensatz dazu ist der Einfluss 
der Haushaltsstruktur auf die Haushaltsnettoeinkommen weitaus geringer. 
Peichl et al. (2011) schlussfolgern, dass die Größe und Zusammensetzung 
der Haushalte offenbar durch die staatliche Einkommensumverteilung in 
einem großen Maße Berücksichtigung findet. 

Nichtsdestotrotz bestätigt sich die von den Bürgern subjektiv wahrge-
nommene Zunahme der Einkommensungleichheit in Deutschland. Sowohl 
die Entwicklung der Markt- und Haushaltseinkommen als auch die Erhö-
hung des Gini-Koeffizienten7 bestätigen die subjektiven Wahrnehmungen. 
Unabhängig davon wirkt der Staat durch Steuern und Transfers in erhebli-
chem Maße auf die primäre Verteilung der Einkommen ein und erreicht 
infolge staatlicher Umverteilung eine signifikante Reduzierung der Ein-
kommensungleichheit in Deutschland. 

                                                 
6 Diese Veränderung ergibt sich durch den geringeren Faktor der Äquivalenzgewich-

tung. Somit verringert sich bei gleichbleibendem individuellem Einkommen das äquiva-
lenzgewichtete Einkommen bei sinkender Haushaltsgröße. Zu einer ähnlichen Einschät-
zung gelangen OECD (2008, S. 60–72) und OECD (2011a, S. 199). Folgendes Beispiel 
illustriert den genannten Zusammenhang: Ein Zwei-Personen Haushalt erzielt zu gleichen 
Teilen ein jährliches Markteinkommen von 40.000 €. Gemäß Äquivalenzgewichtung 
erhält der HH-Vorstand den Faktor eins und der Partner den Faktor 0,5. Somit ergibt sich 
ein äquivalenzgewichtetes pro Kopf Markteinkommen von 26.666 € (40.000 €/1,5). Le-
ben beide Personen getrennt, wird das jeweilige Einkommen (20.000 €) lediglich durch 
den Äquivalenzfaktor eins dividiert. Demnach beträgt in diesem Fall das äquivalenzge-
wichtete Markteinkommen lediglich 20.000 €. 

7 Der Gini-Koeffizient wird in der Literatur häufig kritisiert, da er den Nachteil auf-
weist, für verschiedene Einkommensverteilungen denselben Wert auszuweisen. Wegen 
dieser Nachteile wird auch auf den Theil 0- bzw. Theil 1-Koeffizienten zurückgegriffen. 
Beide Indizes bestätigen die bereits aus der Entwicklung des Gini-Koeffizienten ersichtli-
che Entwicklung der Ungleichheit für Deutschland. Eine detaillierte Darstellung dieser 
Maße würde den Rahmen dieser Arbeit allerdings übersteigen. Für weitergehende Infor-
mationen ist auf SVR (2009, S. 312 f.) verwiesen. 
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Ausgehend von der Tatsache, dass in Deutschland auf der einen Seite 
Einkommensungleichheit existiert und auf der anderen Seite diese Un-
gleichheit vom Staat über Steuern und Transfers zu einem gewissen Maß 
gemindert wird, fehlt bislang eine Begründung für diesen Eingriff des 
Staates. Im Mittelpunkt der Diskussion über das Ausmaß der Umverteilung 
steht grundsätzlich die normative Bewertung des Begriffs der Gerechtig-
keit (vgl. hierzu und im Folgenden Blankart 2008, S. 79 f., und Brümmer-
hoff 2007, S. 268). Die Frage nach dem gerechten Ausmaß der staatlichen 
Umverteilung bzw. was man unter einer gerechten Einkommensverteilung 
verstehen soll, wurde in der Vergangenheit häufig kontrovers diskutiert.  
Aus Sicht der traditionellen Finanzwissenschaft ist das Kriterium der Ge-
rechtigkeit exogen gegeben und nicht durch ökonomische Instrumentarien 
abbildbar. Entsprechende Werturteile werden vornehmlich aus der philo-
sophisch-ethischen Diskussion abgeleitet, die von einer reinen Naturrechts-
vorstellung nach Hobbes und Locke über utilitaristische Ansätze (Bent-
ham) hin zu einem beschränkten Gleichheitskriterium gemäß egalitaristi-
scher Ansichten (Rawls und Marx) reichen. Auf Basis dieser philosophi-
schen Werturteile können in der Praxis verschiedene Umverteilungssyste-
me bzw. umverteilende Maßnahmen begründet werden. 

Die zuvor genannten aus der Philosophie stammenden Vorstellungen 
einer gerechten Einkommensverteilung lassen sich jeweils über ein geeig-
netes Steuer- und Transfersystem realisieren. Mit jedem Eingriff des Staa-
tes in den Marktprozess – mit dem Ziel durch umverteilende Maßnahmen 
die Einkommensverteilung zu verändern – nimmt dieser gleichzeitig Ein-
fluss auf die individuellen Arbeits- und Leistungsanreize. Ursächlich hier-
für sind in erster Linie Verzerrungen in Folge staatlicher Eingriffe in die 
Ressourcenallokation des Marktes sowie daraus entstehende Transaktions-
kosten. Die so entstehenden Kosten gehen in der Regel mit einer Verringe-
rung des Volkseinkommens einher. Das Ausmaß, der durch den Eingriff in 
den Markprozess sowie der daraus resultierenden Umverteilung ausgelös-
ten Verzerrungen, kann jedoch nicht durch rein philosophische Theorien 
ermittelt werden. Hierzu sind explizite ökonomische Instrumentarien not-
wendig, um Verteilungsziele und deren Auswirkungen adäquat zu berück-
sichtigen (siehe zu diesem Absatz Blankart 2008, S. 80–82, Musgrave und 
Musgrave 1989, S. 77–81). 

Im Rahmen der modernen institutionen-orientierten Finanzwissenschaft 
wird daher Gerechtigkeit endogen betrachtet, d. h. es wird versucht, eine 
gerechte Umverteilung aus der ökonomischen Theorie abzuleiten (bspw. 
über das Pareto-Kriterium, vgl. Blankart 2008, S. 83). Zudem ist denkbar, 
redistributive Maßnahmen vor dem Hintergrund ökonomischer Zielvorstel-
lungen zu analysieren und letztlich zu bewerten. Es sei beispielsweise auf 
die durch Umverteilung entstehenden positiven Effekte auf die Höhe und 
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das Wachstum des Sozialproduktes (vgl. Breyer und Buchholz 2009, S. 57) 
verwiesen. So legen in der Tat verschiedene theoretische und empirische 
Studien einen negativen Zusammenhang zwischen der Höhe der Ungleich-
heit und dem Wachstum des Bruttoinlandsproduktes nahe (vgl. exempla-
risch Benabou 1996 sowie Persson und Tabellini 1994).   
Letztendlich müssen im Rahmen ökonomischer Analysen explizit die 
durch staatliche Transfers und Steuern entstehenden Anreize untersucht 
werden. Damit geht eine Analyse der individuellen Präferenzstruktur ein-
her, um Aufschluss darüber zu erhalten, wie obige Anreize mit den Präfe-
renzen der Individuen zusammenhängen. 

1.1.2 Angebot staatlicher Umverteilung 

Bis zu diesem Punkt lässt sich festhalten, dass Einkommensungleichheit 
existiert, der Staat in erheblichem Ausmaß die Verteilung der Marktein-
kommen korrigiert und zudem ökonomische Begründungen für diese In-
terventionen aufgezeigt werden können. Als Nächstes stellt sich die Frage 
nach der Ausgestaltung des Angebotes staatlicher Umverteilung. Wie be-
reits diskutiert, leistet die Umverteilung in Deutschland einen großen Bei-
trag zur Verringerung der am Markt entstandenen Ungleichheit. Daher soll 
im Folgenden dargelegt werden, durch welche Maßnahmen und welche 
Kanäle der deutsche Staat die Umverteilung unterstützt und versucht, die 
Verteilung der Einkommen zu beeinflussen.  

Der Sozialstaat bedient sich einer Vielzahl von Maßnahmen und Leis-
tungen, die von unterschiedlichen Institutionen und Einrichtungen bereit-
gestellt werden. Zur Klassifizierung staatlicher Eingriffe in die Steuerungs- 
und Verteilungswirkungen des Marktes können drei Interventionsebenen 
unterschieden werden: Marktregulierung, Bereitstellung sozialer Dienste 
und Einkommensumverteilung (vgl. Bäcker et al. 2010, S. 93). Abbildung 
1.1 bietet hierfür einen Überblick. 

Durch eine Regulierung von Märkten zielt der Staat darauf ab, den Ver-
haltensspielraum der Marktteilnehmer einzuschränken. Insbesondere der 
Arbeitsmarkt soll durch einen staatlichen Ordnungsrahmen und den damit 
einhergehenden Ge- und Verboten reguliert werden. Ziel der staatlichen 
Regulierung des Arbeitsmarktes ist es,  
„(…) das Markt- und Machtungleichgewicht zwischen Arbeitsangebot und Arbeitsnach-
frage, zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber auszugleichen, im Arbeitsleben soziale 
Maßstäbe zur Geltung zu bringen und die Beschäftigten vor Gesundheitsgefährdung, 
unzumutbaren Arbeitsbedingungen, überlangen Arbeitszeiten und unzureichender Ent-
lohnung zu schützen.“   
(Bäcker et al. 2010, S. 95) 

Somit legt der Staat durch die Festlegung des Kündigungsschutzes, des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes sowie der Arbeitszeitvorschriften die 
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Mindestnormen für die in Tarifverhandlung geschlossenen Verträge fest 
(vgl. Bäcker et al. 2010, S. 95). Neben der Regulierung des Arbeitsmarktes 
definiert der Staat z. B. auch für die Finanz-, Versicherungs- und Gesund-
heitsmärkte Regeln mit dem Ziel, die Macht der Anbieter zu beschränken, 
Informationsasymmetrien abzubauen und eine Untergrenze für Qualität 
und Sicherheit zu bestimmen (vgl. Bäcker et al. 2010, S. 96).  
Die Interventionsebene der Marktregulierung übt lediglich einen geringen 
Einfluss auf die Reallokation der Einkommen und die damit verbundene 
Einkommensumverteilung aus und wird daher im weiteren Verlauf der 
Arbeit nicht weiter betrachtet. 

Abbildung 1.1: Sozialpolitik, Interventionsebenen und -formen 

 
Quelle: In Anlehnung an Bäcker et al. (2010, S. 94); eigene Darstellung. 

Die zweite staatliche Interventionsebene bildet die Bereitstellung sozialer 
Dienste. Auch durch die Bereitstellung unentgeltlicher oder zumindest 
stark subventionierter Leistungen führt der Staat eine Reallokation der 
Einkommen durch. Beispiele für eine Nutzung öffentlich bereitgestellter 
und finanzierter Sachleistungen liegen im Bereich des Sozialwesens und 
des Bildungswesens vor. Das für diese Bereiche geltende Bedarfsprinzip 
bewirkt im Rahmen der Objektförderung Realtransfers. Diese haben das 
Ziel, eine auf freien Märkten entstehende Versorgungssituation zu verbes-
sern oder die Inanspruchnahme der Leistungen zu vergünstigen (vgl. Bä-
cker et al. 2010, S. 98). Dieser Sachverhalt lässt sich am Beispiel der Kin-
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derbetreuung veranschaulichen. Infolge staatlicher Subventionen reduzie-
ren sich die Kosten der Eltern für eine Betreuung von Kindern in entspre-
chenden Einrichtungen. Der von den Bürgern, die diese Leistung in An-
spruch nehmen, zu zahlende Beitrag ist nicht kostendeckend. Der für die 
Subventionen erforderliche Finanzierungsbeitrag wird aus dem allgemei-
nen Steueraufkommen gedeckt. Ähnlich verhält es sich bei der reinen Ob-
jektförderung, bspw. dem sozialen Wohnungsbau. Auch hier werden staat-
liche Subventionen genutzt, um sozial Schwachen eine geeignete Unter-
kunft zu finanzieren.  
Demzufolge leisten die Bereitstellung sozialer Dienste und die damit ver-
bundenen Realtransfers einen entscheidenden Beitrag im umverteilenden 
Sozialstaat, der im weiteren Verlauf der Arbeit berücksichtigt werden 
muss. 

Die für den Sozialstaat wohl bedeutendste Interventionsebene ist die 
Einkommensumverteilung über monetäre Transfers und Steuern. Unter so-
zialstaatlichen Gesichtspunkten weist die durch den Wirtschaftsprozess 
verursachte primäre Einkommensverteilung verschiedene Defizite auf. 
Zum einen erzielen Personen, die nicht am Arbeitsmarkt teilnehmen, kein 
Einkommen (bspw. Kinder, Kranke, Pflegebedürftige). Zum anderen kann 
eine Lücke in der Erwerbsbiographie bzw. eine durch Krankheit oder Inva-
lidität bedingte Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu Versorgungs- und 
Einkommenseinbußen führen. Hieraus lässt sich keine Gewährleistung für 
einen ausreichenden Lebensunterhalt der Bevölkerung ableiten. Die staat-
liche Umverteilung reagiert auf diese Defizite, indem Personen, deren 
Markteinkommen zur Sicherung ihres Lebensunterhaltes nicht ausreicht, 
über monetäre Transferleistungen (Subjektförderung) unterstützt werden. 
Diese Transferzahlungen werden über das allgemeine Steueraufkommen 
sowie über Sozialabgaben auf die am Markt erzielten Einkommen finan-
ziert (vgl. Bäcker et al. 2010, S. 96–97). Dabei ist ganz allgemein eine 
Umverteilung ohne monetäre Transfers bereits über das Steuersystem mög-
lich. Staatliche Umverteilung führt – bei einem zumindest partiell progres-
siv ausgestalteten Steuersystem – hinsichtlich der personellen Verteilung 
zu einer Belastung derjenigen Personen mit einem höheren Markteinkom-
men und zu einer Entlastung derjenigen mit einem geringeren Marktein-
kommen (vertikale Umverteilung). Des Weiteren werden soziale Risiken 
bzw. verschiedene persönliche Umstände (bspw. Zahl der Kinder) berück-
sichtigt und ausgeglichen (horizontale Umverteilung). Schließlich erfolgt 
eine Umverteilung der Einkommen über den Lebenszyklus, bspw. im Sin-
ne der gesetzlichen Alterssicherung (intertemporale Umverteilung) (vgl. 
Bäcker et al. 2010, S. 97, und Brümmerhoff 2007, S. 293). Die Ebene der 
Einkommensumverteilung wirkt sich im Sozialstaat am deutlichsten auf die 
primäre Verteilung der Markteinkommen aus. 
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Zusammenfassend kann eine durch sozialstaatliche Aktivität verursach-
te Reduzierung der Einkommensungleichheit der Markteinkommen primär 
auf die letzten beiden Interventionsebenen zurückgeführt werden. Die 
Ebene der Marktregulierung entfaltet lediglich eine nachgelagerte Bedeu-
tung. Wird im weiteren Verlauf der Arbeit von Umverteilung gesprochen, 
sind die durch die zwei letztgenannten Dimensionen (Bereitstellung sozia-
ler Dienste und Einkommensumverteilung) ausgehenden Effekte gemeint. 

Das staatliche Angebot an umverteilenden Maßnahmen lässt sich an-
hand des in Abbildung 1.1 dargestellten Schemas adäquat beschreiben. 
Über das genaue Ausmaß der Umverteilung gibt insbesondere das vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales publizierte Sozialbudget (vgl. 
BMAS 2011) einen umfassenden Überblick.8 Im Jahr 2010 beliefen sich 
die gesamten Sozialleistungen in Deutschland auf ca. 760 Mrd. Euro.9 Dies 
entspricht einem Anteil von ca. 30 % des Bruttoinlandsprodukts (Sozial-
leistungsquote). Jedoch beinhaltet die Sozialleistungsquote keine Informa-
tionen über die gesellschaftlich erwünschte Umverteilung. Das Angebot 
staatlicher Umverteilung stellt lediglich einen Aspekt dar. Um beurteilen 
zu können, ob der Umfang des Sozialstaates den Präferenzen der Bürger 
entspricht, muss der Analyse des Angebotes an Umverteilung zwingend 
eine Analyse der gesellschaftlichen Präferenzen gegenübergestellt werden. 
In der Regel besitzen die Bürger, als Nachfrager der Umverteilung, ganz 
spezifische Präferenzen hinsichtlich der Ausgestaltung und des Ausmaßes 
staatlicher Einkommensumverteilung.  

1.1.3 Nachfrage nach staatlicher Umverteilung 

Die Frage, welche Faktoren die Nachfrage nach staatlicher Umverteilung 
determinieren, wird in der Literatur zur Umverteilung kontrovers disku-
tiert.10 Grundsätzlich können drei Erklärungsansätze unterschieden wer-
den: ökonomische, verhaltensbasierte und institutionelle Ansätze (vgl. 
exemplarisch Alesina und Glaeser 2004).   
Ökonomische Erklärungsansätze untersuchen vorranging, inwieweit der 
Umfang staatlicher Umverteilung von der individuellen Einkommensposi-
tion in der Einkommensverteilung bestimmt wird. Diese mikroökonomi-
sche Sichtweise führt auf der Makroebene dazu, dass Länder, die sich 
durch eine höhere Einkommensungleichheit charakterisieren, mit einer 
höheren staatlichen Umverteilung in Verbindung gebracht werden. In ei-
                                                 

8 Siehe hierzu auch die Ausführungen in Kapitel 2. 
9 Für das Jahr 2010 liegen bisher nur geschätzte Werte des Sozialbudgets vor (vgl. 

BMAS 2011). 
10 Eine ausführliche Besprechung der theoretischen und empirischen Literatur zu den 

einzelnen Erklärungsansätzen erfolgt in Kapitel 3. 
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nem weiteren ökonomischen Ansatz wird überprüft, ob individuelle Erwar-
tungen über die eigene zukünftige Einkommensposition die Präferenzen 
für Umverteilung beeinflussen (vgl. Benabou und Ok 2001) und welchen 
Stellenwert die allgemeine gesellschaftliche Mobilität in diesem Zusam-
menhang einnimmt (vgl. Piketty 1995).  
Verhaltensbasierte Ansätze zweifeln an der Bedeutung rein ökonomischer 
Motive und argumentieren im Gegenzug, dass Eigenschaften und Einstel-
lungen wie Altruismus, Fairness und Reziprozität sowie die Kultur robuste 
Beweggründe für die Individuen darstellen (vgl. Fehr und Schmidt 2006 
und Benabou und Tirole 2006).  
Politische und institutionelle Erklärungsansätze betrachten vornehmlich 
die Effekte, die von unterschiedlichen Wahlsystemen auf die Höhe und den 
Umfang staatlicher Umverteilung ausgehen (vgl. Persson und Tabellini 
2000). Beispielsweise führt ein Verhältniswahlsystem tendenziell zu höhe-
ren staatlichen Ausgaben und damit einer größeren staatlichen Umvertei-
lung als ein Mehrheitswahlsystem (vgl. Persson und Tabellini 2000). 

Es existieren also verschiedene Faktoren, welche die Nachfrage nach 
Umverteilung beeinflussen. Die theoretische, empirische wie auch experi-
mentelle Literatur hierzu hat in den vergangenen Jahren eine Vielzahl an 
Hypothesen entwickelt und untersucht. Diese Arbeiten verbindet das ge-
meinsame Ziel, den Umfang der staatlichen Umverteilung adäquat durch 
individuelle Determinanten zu bestimmen. Allerdings existiert für Umver-
teilung kein Markt im traditionellen Sinne, auf dem Angebot und Nachfra-
ge zusammenkommen und über den Markt-Preis-Mechanismus sowohl die 
Menge als auch den Preis für Umverteilung bestimmen. Überdies mangelt 
es an offenbarten Präferenzen der Bürger und damit einhergehend an einer 
Zahlungsbereitschaft für Einkommensumverteilung. 

1.2 Problemstellung und Aufbau der Arbeit 

1.2.1 Formulierung der Forschungsfragen 

Die bisher existierenden internationalen Studien, die insbesondere die öko-
nomischen und verhaltensbasierten Ansätze überprüfen, stützen sich auf 
makro- und mikroökonomische Daten. Dabei wird auf der Makroebene 
primär der Frage nach der Höhe der Staatsausgaben bzw. dem Umfang der 
Umverteilung nachgegangen. Studien mit mikroökonomischem Fokus grei-
fen auf Umfragedaten zurück. Bisher konzentrieren sich diese Arbeiten 
vornehmlich auf die Determinanten der Nachfrage nach Umverteilung. 
Hinsichtlich der vorliegenden Makrostudien lässt sich kritisieren, dass die-
se nicht in der Lage sind, zwischen dem Angebot und der Nachfrage nach 
staatlicher Umverteilung zu unterscheiden. Da der Umfang der Umvertei-
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lung jedoch ein Zusammenspiel der Präferenzen der Bürger und des Ange-
botes des Staates darstellt, muss hier eine explizite Abgrenzung zwischen 
der staatlichen Reallokation auf der einen Seite und den Präferenzen der 
Bürger auf der anderen Seite erfolgen. Mikroökonomische Studien wiede-
rum berücksichtigen keine Budgetbeschränkung. Besonders mit Blick auf 
die gewünschte Höhe der Umverteilung erscheint dies jedoch als wesent-
lich. Ohne eine solche Budgetbeschränkung werden die Befragten nicht 
gezwungen, bei ihren Entscheidungen die resultierenden Konsequenzen 
auf ihr eigenes Einkommen zu berücksichtigen. Demnach liegt eine 
Schwäche dieser Studien darin begründet, dass diese das tatsächliche 
Wahlverhalten der Bürger nicht vorhersagen können.  
Die bisherigen Studien und die darin verwendeten Methoden sind in der 
Lage, den Umfang der staatlichen Umverteilung lediglich näherungsweise 
zu bestimmen. Eine Ausnahme bilden die Arbeiten von Boeri et al. (2001) 
und (2002). Ihre Analyse richtet den Fokus auf die Präferenzen der Bürger 
für Umverteilung im Sinne einer Renten- und Arbeitslosenversicherung. 
Dabei können sie explizite Trade-offs zwischen dem Einkommen der Be-
fragten und dem präferierten Umfang der Umverteilung berücksichtigen. 
Allerdings entscheiden die Befragten lediglich über den Preis für Umver-
teilung, den sie zu zahlen bereit sind, nicht jedoch über deren Ausgestal-
tung. 

Im Gegensatz dazu ermöglichen Discrete-Choice-Experimente (DCE) 
eine umfassende Analyse der Präferenzen für Umverteilung. Während tra-
ditionelle Marktanalysen im Rahmen finanzwissenschaftlicher Analysen 
häufig wenig zielführend sind, bieten DCE die Möglichkeit der indirekten 
Ermittlung von Präferenzen. Die Methodik der DCE basiert auf der mikro-
ökonomischen Theorie von Lancaster (1966), wonach ein Individuum den 
Nutzen nicht aus dem Konsum des Gutes per se zieht, sondern aus den 
Eigenschaften, über die dieses Gut verfügt. Findet zusätzlich der Preis des 
Gutes in der Analyse Berücksichtigung, erlaubt diese Methodik, die Präfe-
renzen der Individuen sowohl für einzelne Eigenschaften als auch die 
Marginale Zahlungsbereitschaft für das Gut – in der vorliegenden Arbeit 
Umverteilung – zu analysieren. Indem die Befragten dazu gebracht wer-
den, Trade-offs zu überwinden und eine diskrete Entscheidung zwischen 
einem alternativen Umverteilungsszenario und dem aktuell geltenden Sta-
tus quo zu treffen, ist eine Interpolation der Indifferenzkurve sowie eine 
wohlfahrtstheoretisch konsistente Schätzung der marginalen Zahlungsbe-
reitschaften möglich. Über ein zur Verfügung stehendes Steueraufkom-
men, das für alternative Umverteilungssysteme verwendet werden kann, 
wird explizit die Budgetbeschränkung berücksichtigt. Schließlich ist es 
möglich, eine Abgrenzung des staatlichen Angebotes und der individuellen 
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Nachfrage nach Umverteilung vorzunehmen und so die oben genannten 
Schwächen der bisherigen Studien zu überwinden. 

Die vorliegende Arbeit ist Teil eines internationalen von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten Forschungsprojektes, das mittels ei-
nes DCE die Präferenzen für Umverteilung analysiert. Mit Ausnahme der 
Studien der schweizerischen Projektpartner (vgl. Neustadt und Zweifel 
2010a, 2010b und Neustadt 2011) existiert bislang keine Analyse, welche 
die Präferenzen für Umverteilung anhand eines DCE untersucht.  

1.2.2 Zielstellung und Forschungsbeitrag 

Ziel dieser Arbeit ist es, erstmals repräsentativ die Präferenzen deutscher 
Bürger für staatliche Umverteilung zu erfassen.  
In einem ersten Schritt ermöglicht das für dieses Forschungsprojekt – unter 
Berücksichtigung der in Deutschland speziellen institutionellen Gegeben-
heiten – entwickelte DCE die Schätzung des gesamten Budgets, das für 
Umverteilung zur Verfügung stehen sollte. Darüber hinaus werden explizi-
te Zahlungsbereitschaften deutscher Bürger für Umverteilung ermittelt. 
Diese geben einen ersten Hinweis auf die Höhe der finanziellen Belastung, 
die deutsche Bürger bereit sind, für eine höhere Umverteilung zu zahlen.  
In einem zweiten Schritt werden relevante Faktoren untersucht, welche die 
Präferenzen der Bürger prägen. Eine Analyse aller oben skizzierten Erklä-
rungsansätze würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Daher erfolgt 
eine Fokussierung auf die im Kontext ökonomischer Erklärungsansätze 
ermittelten Determinanten der individuellen Nachfrage nach Umverteilung. 
Die Analysen basieren auf dem im Zusammenhang mit dem Experiment 
entwickelten sozio-ökonomischen Fragebogen, der durch die GfK Nürn-
berg im Februar 2012 erhoben wurde. Im Folgenden sollen insbesondere 
zwei zentrale Forschungsfragen beantwortet werden: Welche Relevanz 
besitzt die individuelle Einkommensposition für die Präferenzen der Bür-
ger für Umverteilung? Welchen Stellenwert nimmt die erwartete, aber auch 
bereits erfahrene Einkommensmobilität in diesem Kontext ein? 

Die Ergebnisse dieser Arbeit beinhalten auch wirtschaftspolitische Im-
plikationen. Eine Reform des Wohlfahrtsstaates kann nur dann erfolgsver-
sprechend sein, wenn sie im Einklang mit den Präferenzen der Bürger er-
folgt. Dies bedeutet zugleich, dass sich Reformen ohne eine gesellschaftli-
che Zustimmung nur schwer implementieren lassen. Die in dieser Arbeit 
präsentierten Ergebnisse können einen Teil dazu beitragen, Auskunft über 
diese Präferenzen zu geben. Dazu zählen insbesondere die Fragen, welcher 
Umfang staatlicher Umverteilung von den Bürgern gewünscht wird und in 
welchem Ausmaß die Bürger bereit wären, hierzu einen eigenen Beitrag zu 
leisten. 


